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Öffentliche Sitzung des Ausschusses Familie, Senioren, Frauen und
Jugend am 1.3.2023

  

Mit der Situation von Frauen in ländlichen Räumen hat sich der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend in seiner öffentlichen Sitzung am Mittwochmorgen befasst. Im Rahmen eines Fachgespräches
plädierten Katrin Brüninghold und Alina Saak von der Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler
Frauenbüros und Gleichstellungsstellen für eine Verbesserung der Rahmenbedingungen für Frauen.

 

57 Prozent der Bevölkerung leben im ländlichen Raum

„Gleichstellungspolitik ist ein Schlüssel zur regionalen Entwicklung“, betonte Saak. Ihre Organisation setze
sich dafür ein, die Zahl der Gleichstellungsbeauftragten zu erhöhen, die finanzielle Ausstattung der
Kommunen für diese Aufgabe zu verbessern sowie die Gender- und Frauenperspektive regelmäßig in
Förderprogramme der regionalen Entwicklung einzubeziehen. Der Fokus auf die ländlichen Räume ergebe
sich daraus, dass 91 Prozent der Fläche Deutschlands dazu zählten, wo 57 Prozent der Bevölkerung lebe.
Von landesweit gleichwertigen Lebensverhältnissen, wie es die Bundesregierung als Ziel ausgegeben
habe, sei man noch weit entfernt. Den Unterschied machten nicht nur Stadt und Land, sondern auch das
Geschlecht. „Frauen haben zwar höhere Bildungsabschlüsse, verdienen aber weniger Geld.“

Deutlich werde die wirtschaftliche Benachteiligung von Frauen an deren viel größerem Anteil an der
unbezahlten häuslichen Sorgearbeit. Dieser Anteil steige umso stärker, je dünner besiedelt eine Gegend
sei, erläuterte Saak. „Auf dem Land ist das Gender Care Gap am größten.“ Dort kümmerten sich Männer
durchschnittlich knapp über zwei Stunden, Frauen jedoch mehr als vier Stunden täglich um Haushalt,
Kinder und alte Familienangehörige. Die meisten Familien funktionierten dort nach dem Modell, dass der
Mann einer Erwerbstätigkeit in Vollzeit nachgehe, die Frau jedoch lediglich einer Teilzeitbeschäftigung.

 

Gleichstellungspolitik gegen Abwanderung

Um diesen Hindernissen in der Lebensplanung von Frauen und auch deren Abwanderung aus ländlichen
Gegenden entgegenzuwirken, gelte es die Gleichstellungspolitik dort als Instrument der regionalen
Entwicklung zu stärken. Die Gleichstellung voranzutreiben sei Aufgabe des Staates und damit der
kommunalen Verwaltungen. Sie müsse dort als Querschnittsaufgabe verankert, auf jeder Ebene mitgedacht
und bereits während der Ausbildung vermittelt werden, führte die Sachverständige aus. Ab einer
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Bevölkerungszahl von 20.000 Einwohnern empfehle die Bundesarbeitsgemeinschaft eine
Gleichstellungsbeauftragte im Umfang einer 50-Prozent-Stelle.

Brüninghold und Saak mahnten außerdem, dem Thema Gewalt gegen Frauen eine höhere
Aufmerksamkeit zu schenken, die Finanzierung von Frauenhäusern als Zufluchtsort sicherzustellen, die
Zahl der Plätze dort zu erhöhen und damit die Vereinbarungen der Istanbul Konvention umzusetzen.
Lediglich Bremen und Sachsen-Anhalt erfüllten bislang die dort festgeschriebenen Mindestanforderungen.

Zu den Empfehlungen gehörte auch,

dem Mangel an Geburtsstationen entgegenzuwirken,
die Angebote der Ganztagskinderbetreuung auszubauen,
flächendeckende Qualitätsstandards für Kita und Schule einzuführen
ein flächendeckendes Angebot an Ärzten, um es Frauen zu ermöglichen Schwangerschaftsabbrüche
durchzuführen.

Um den Bedürfnissen von Frauen und Kindern gerecht zu werden, müssten zudem deren Bedürfnisse bei
der Verkehrsplanung berücksichtigt werden. Und schließlich müssten die Landkreise die Digitalisierung
und die Versorgung mit Glasfaserkabel vorantreiben. Die seien für eine flexible Gestaltung von Erwerbs-
und Sorgearbeit unabdingbar.

 

Quelle: Heute im Bundestag (hib) Nr. 150/2023 vom 1.3.2023
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